
*   Die beabsichtigten Änderungen sind durch Fettdruck hervorgehoben. 

Ordentliche Hauptversammlung am 20. Mai 2021

Synopse der beabsichtigten Satzungsänderungen*

Aktuelle Fassung der Satzung 

(Fassung vom 4. Juni 2020) 

Beabsichtigte Fassung 

(Beschlussvorschlag an die Hauptversammlung 
am 20. Mai 2021)

Zu Tagesordnungspunkt 5:

§ 11 Absatz 1 der Satzung 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitglie-
dern.

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern.

§ 17 Absatz 2 der Satzung

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig nach 
Maßgabe der gesetzlichen Regelung (§ 108 Abs. 
2 und 3 AktG).

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig nach Maß-
gabe der gesetzlichen Regelung (§ 108 Abs. 2 und 
3 AktG). Ein Aufsichtsratsmitglied nimmt auch 
dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich 
der Stimme enthält.

§ 17 Absatz 4 der Satzung

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit das 
Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch 
für Wahlen.

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst, soweit Gesetz oder Satzung nichts Abwei-
chendes bestimmen. Eine Stimmenthaltung gilt 
nicht als abgegebene Stimme. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats den Ausschlag. Dem Stellvertreter 
steht das Recht zum Stichentscheid nicht zu.
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Zu Tagesordnungspunkt 8:

§ 20 der Satzung

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für 
jedes volle Geschäftsjahr seiner Zugehörigkeit 
zum Aufsichtsrat eine feste Grundvergütung, 
die von der Hauptversammlung durch Beschluss 
festgelegt wird und zahlbar ist nach Ablauf des 
Geschäftsjahres. Der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats erhält den doppelten und der Stellver-
treter den eineinhalbfachen Betrag der festen 
Grundvergütung.

(2) Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem Auf-
sichtsrat nicht während eines vollen Geschäfts-
jahres angehört haben, erhalten die Vergütung 
gemäß Absatz 1 entsprechend der Dauer ihrer 
Aufsichtsratszugehörigkeit. Die Mitglieder des 
Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller Ausla-
gen sowie Ersatz der etwa auf ihre Vergütung 
und Auslagen zu entrichtenden Umsatzsteuer.

(3) Zugunsten der Mitglieder des Aufsichtsrats 
kann eine Haftpflichtversicherung zur Absiche-
rung der Risiken aus der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben als Aufsichtsrat (Directors und 
Officers Liability Insurance - D & O-Versiche-
rung) mit einer Gesamtprämie von bis zu Euro 
30.000,00 abgeschlossen werden.

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für je-
des volle Geschäftsjahr seiner Zugehörigkeit zum 
Aufsichtsrat eine feste Grundvergütung in Höhe 
von EUR 32.000,00 p.a. Der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats erhält den doppelten und der Stellver-
treter den eineinhalbfachen Betrag der festen 
Grundvergütung. Der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses erhält eine zusätzliche Vergütung 
in Höhe von EUR 5.000,00 p.a. und der Vorsit-
zende des Nominierungsausschusses sowie der 
Vorsitzende des Vergütungs- und ESG-Aus-
schusses erhalten jeweils eine zusätzliche Ver-
gütung in Höhe von EUR 3.500,00 p.a. 

(2) Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem Auf-
sichtsrat nicht während eines vollen Geschäfts-
jahres angehört oder den Vorsitz oder den stell-
vertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat oder den 
Vorsitz in einem Ausschuss geführt haben, er-
halten die Vergütung gemäß Absatz 1 in Höhe ei-
nes Zwölftels für jeden angefangenen Monat ih-
rer Tätigkeit. 

(3) Die Vergütung nach den Absätzen 1 und 2 ist 
in zwei gleichen Teilbeträgen nach Ablauf von 
sechs Monaten nach Beginn des Geschäftsjah-
res sowie nach Ablauf des Geschäftsjahres zu 
zahlen.

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten fer-
ner Ersatz aller Auslagen sowie Ersatz der etwa 
auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichten-
den Umsatzsteuer. Zugunsten der Mitglieder des 
Aufsichtsrats kann eine Haftpflichtversicherung 
zur Absicherung der Risiken aus der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben als Aufsichtsrat (Directors 
und Officers Liability Insurance - D & O-Versi-
cherung) mit einer Gesamtprämie von bis zu EUR
30.000,00 abgeschlossen werden.
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Zu Tagesordnungspunkt 10:

§ 4 Absatz 6 der Satzung

(6) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapi-
tal bis zum 30. Mai 2023 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 
3.340.439,00 durch Ausgabe von bis zu insge-
samt 3.340.439 neuen, auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien gegen Bar- und/oder Sachein-
lage einmalig oder mehrmals zu erhöhen (ge-
nehmigtes Kapital).

Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Be-
zugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 
auch von einem oder mehreren durch den Vor-
stand bestimmten Kreditinstituten oder Unter-
nehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittel-
bares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Ak-
tionäre auszuschließen,

− um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen;

− wenn die neuen Aktien gegen Bareinlage 
ausgegeben werden und der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits börsennotierten Aktien zum Zeit-
punkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrags nicht wesentlich unter-
schreitet. Die Anzahl der in dieser Weise 
unter Ausschluß des Bezugsrechts ausge-
gebenen Aktien darf insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung. Auf die Höchst-
grenze von 10 % des Grundkapitals sind 
andere Aktien anzurechnen, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluß des Bezugsrechts in direkter o-
der entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder ver-
äußert worden sind. Ebenfalls anzurech-
nen sind Aktien, die zur Bedienung von 
Options- und/oder Wandlungsrechten 

(6) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapi-
tal bis zum 19. Mai 2024 mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats um bis zu insgesamt EUR 4.899.309,00
durch Ausgabe von bis zu insgesamt 4.899.309
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlage einmalig oder 
mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital).

Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Be-
zugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch 
von einem oder mehreren durch den Vorstand be-
stimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im 
Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Ver-
pflichtung übernommen werden, sie den Aktionä-
ren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugs-
recht). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Akti-
onäre auszuschließen, 

− um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen;

− wenn die neuen Aktien gegen Bareinlage 
ausgegeben werden und der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits börsennotierten Aktien zum Zeit-
punkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabebetrags nicht wesentlich unterschrei-
tet. Die Anzahl der in dieser Weise unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebe-
nen Aktien darf insgesamt 10 % des Grund-
kapitals nicht überschreiten, und zwar we-
der im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermäch-
tigung. Auf die Höchstgrenze von 10 % des 
Grundkapitals sind andere Aktien anzu-
rechnen, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert worden sind. 
Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur 
Bedienung von Options- und/oder Wand-
lungsrechten bzw. -pflichten aus Wandel-
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bzw. –pflichten aus Wandel- oder Opti-
onsschuldverschreibungen oder –genuß-
rechten auszugeben sind, sofern diese 
Schuldverschreibungen oder Genuß-
rechte während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluß des Bezugs-
rechts in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
worden sind;

− wenn die Kapitalerhöhung gegen Sach-
einlage zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Be-
teiligungen an Unternehmen, sonstiger 
mit einem Akquisitionsvorhaben in Zu-
sammenhang stehender Vermögensge-
genstände oder im Rahmen von Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder zum 
Zwecke des Erwerbs gewerblicher 
Schutzrechte einschließlich Urheber-
rechte und Know-how oder von Rechten 
zur Nutzung solcher Rechte erfolgt;

− soweit es erforderlich ist, um Inhabern 
bzw. Gläubigern von Options- und Wan-
delschuldverschreibungen bzw. -genuß-
rechten mit Options- oder Wandlungs-
rechten bzw. -pflichten, die von der Ge-
sellschaft oder Gesellschaften ausgege-
ben wurden oder noch werden, an denen 
die Gesellschaft unmittelbar oder mittel-
bar zu 100 % beteiligt ist, ein Bezugsrecht 
auf neue Aktien in dem Umfang zu ge-
währen, wie es ihnen nach Ausübung der 
Options- oder Wandlungsrechte bzw. 
nach Erfüllung von Options- oder Wand-
lungspflichten zustehen würde;

− wenn die neuen Aktien an Personen, die 
in einem Arbeitsverhältnis mit der Gesell-
schaft oder einem mit ihr verbundenen 
Unternehmen stehen, ausgegeben wer-
den. Die Anzahl der in dieser Weise unter 
Ausschluß des Bezugsrechts ausgegebe-
nen Aktien darf einen anteiligen Betrag 
am Grundkapital von insgesamt EUR 
200.000,00 nicht überschreiten.

Die Ermächtigung zum Ausschluß des Bezugs-
rechts der Aktionäre ist in jedem Fall insoweit 
beschränkt, als nach Ausübung der 

oder Optionsschuldverschreibungen oder -
genussrechten auszugeben sind, sofern 
diese Schuldverschreibungen oder Genuss-
rechte während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in entsprechender Anwendung des § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden 
sind; 

− wenn die Kapitalerhöhung gegen Sachein-
lage zum Zwecke des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen, Beteiligun-
gen an Unternehmen, sonstiger mit einem 
Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang 
stehender Vermögensgegenstände oder im 
Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder zum Zwecke des Erwerbs 
gewerblicher Schutzrechte einschließlich 
Urheberrechte und Know-how oder von 
Rechten zur Nutzung solcher Rechte er-
folgt;

− soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. 
Gläubigern von Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen bzw. -genuss-
rechten mit Options- oder Wandlungsrech-
ten bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft 
oder Gesellschaften ausgegeben wurden o-
der noch werden, an denen die Gesellschaft 
unmittelbar oder mittelbar zu 100 % betei-
ligt ist, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung der Options- oder Wand-
lungsrechte bzw. nach Erfüllung von Opti-
ons- oder Wandlungspflichten zustehen 
würde; 

− wenn die neuen Aktien an Personen, die in 
einem Arbeitsverhältnis mit der Gesell-
schaft oder einem mit ihr verbundenen Un-
ternehmen stehen, ausgegeben werden. Die 
Anzahl der in dieser Weise unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
Aktien darf einen anteiligen Betrag am 
Grundkapital von insgesamt EUR 
200.000,00 nicht überschreiten. 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre ist in jedem Fall insoweit be-
schränkt, als nach Ausübung der Ermächtigung 
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Ermächtigung die Summe der unter Ausschluß 
des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar-
und/oder Sacheinlage unter diesem genehmig-
ten Kapital ausgegebenen Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten 
darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung. Auf die vorstehend ge-
nannte 10 %-Grenze werden angerechnet

− eigene Aktien, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluß des 
Bezugsrechts veräußert werden, sowie

− neue Aktien, die aufgrund von während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluß des Bezugsrechts begebenen 
Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen oder -genußrechten auszugeben 
sind und

− neue Aktien, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung aufgrund eines et-
waigen anderen genehmigten Kapitals 
unter Ausschluß des Bezugsrechts ausge-
geben werden.]

Der Vorstand ist ermächtigt, den Inhalt der Ak-
tienrechte, die weiteren Einzelheiten der Kapi-
talerhöhung sowie die Bedingungen der Aktien-
ausgabe, insbesondere den Ausgabebetrag, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnut-
zung des genehmigten Kapitals oder Ablauf der 
Frist für die Ausnutzung des genehmigten Kapi-
tals die Fassung der Satzung entsprechend anzu-
passen.

die Summe der unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre gegen Bar- und/oder Sach-
einlage unter diesem genehmigten Kapital ausge-
gebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapi-
tals nicht überschreiten darf, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die vor-
stehend genannte 10 %-Grenze werden angerech-
net

– eigene Aktien, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss
des Bezugsrechts veräußert werden, sowie

– neue Aktien, die aufgrund von während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts begebenen 
Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen oder -genussrechten auszugeben 
sind und 

– neue Aktien, die während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung aufgrund eines etwai-
gen anderen genehmigten Kapitals unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, den Inhalt der Ak-
tienrechte, die weiteren Einzelheiten der Kapital-
erhöhung sowie die Bedingungen der Aktienaus-
gabe, insbesondere den Ausgabebetrag, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals oder Ablauf der Frist 
für die Ausnutzung des genehmigten Kapitals die 
Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.

Zu Tagesordnungspunkt 11:

§ 4 Absatz 7 der Satzung 

(7) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 
5.567.397,00 durch Ausgabe von bis zu 
5.567.397 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2018/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von neuen, auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger 
von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen (zusammen „Schuldverschreibungen“), 

(7) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 
4.899.309,00 durch Ausgabe von bis zu 4.899.309
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien be-
dingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). Die be-
dingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien an 
die Inhaber bzw. Gläubiger von Options- und/o-
der Wandelschuldverschreibungen (zusammen 
„Schuldverschreibungen“), jeweils mit Options-
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jeweils mit Options- bzw. Wandlungsrechten o-
der Options- bzw. Wandlungspflichten, die auf-
grund der von der Hauptversammlung am 31. 
Mai 2018 zu Tagesordnungspunkt 8 beschlosse-
nen Ermächtigung bis zum 30. Mai 2023 von der 
Gesellschaft oder durch eine Konzerngesell-
schaft begeben werden, an der die Gesellschaft 
unmittelbar oder mittelbar zu 100 % beteiligt ist. 
Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem 
nach Maßgabe der vorgenannten Ermächtigung 
zu lit. a) jeweils festzulegenden Options- bzw. 
Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur insoweit durchgeführt, wie Inhaber o-
der Gläubiger von Schuldverschreibungen von 
Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch ma-
chen oder ihre Options- bzw. Wandlungspflicht 
erfüllen oder soweit die Gesellschaft oder das 
die Schuldverschreibung begebende Konzern-
unternehmen ein Wahlrecht ausübt, ganz oder 
teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geld-
betrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewäh-
ren und soweit jeweils nicht ein Barausgleich 
gewährt oder eigene Aktien oder Aktien aus ge-
nehmigten Kapital oder Aktien einer anderen 
börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung ein-
gesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrech-
ten oder durch Erfüllung von Options- bzw. 
Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 
festzusetzen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausgabe 
von Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonsti-
gen damit in Zusammenhang stehenden Anpas-
sungen der Satzung vorzunehmen, die nur die 
Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Fall 
der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Aus-
gabe von Schuldverschreibungen nach Ablauf 
des Ermächtigungszeitraums sowie im Fall der 
Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2018/I 
nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von 
Options- bzw. Wandlungsrechten oder für die 
Erfüllung von Options- bzw. Wandlungspflich-
ten.

bzw. Wandlungsrechten oder Options- bzw. 
Wandlungspflichten, die aufgrund der von der 
Hauptversammlung am 20. Mai 2021 zu Tages-
ordnungspunkt 11 beschlossenen Ermächtigung 
bis zum 19. Mai 2024 von der Gesellschaft oder 
durch eine Konzerngesellschaft begeben werden, 
an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
zu 100 % beteiligt ist. Die Ausgabe der neuen Ak-
tien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorgenann-
ten Ermächtigung zu lit. b) jeweils festzulegenden 
Options- bzw. Wandlungspreis. Die bedingte Ka-
pitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
wie Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschrei-
bungen von Options- bzw. Wandlungsrechten Ge-
brauch machen oder ihre Options- bzw. Wand-
lungspflicht erfüllen oder soweit die Gesellschaft 
oder das die Schuldverschreibung begebende 
Konzernunternehmen ein Wahlrecht ausübt, ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu ge-
währen und soweit jeweils nicht ein Barausgleich 
gewährt oder eigene Aktien oder Aktien aus ge-
nehmigtem Kapital oder Aktien einer anderen 
börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung ein-
gesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Be-
ginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten 
oder durch Erfüllung von Options- bzw. Wand-
lungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der bedingten Kapitalerhöhung festzuset-
zen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausgabe von 
Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen da-
mit in Zusammenhang stehenden Anpassungen 
der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung 
betreffen. Entsprechendes gilt im Fall der Nicht-
ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Schuldverschreibungen nach Ablauf des Ermäch-
tigungszeitraums sowie im Fall der Nichtausnut-
zung des Bedingten Kapitals 2021/I nach Ablauf 
der Fristen für die Ausübung von Options- bzw. 
Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Op-
tions- bzw. Wandlungspflichten.
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Zu Tagesordnungspunkt 12:

§ 7 der Satzung 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei 
Personen. Die Bestellung von stellvertretenden 
Mitgliedern des Vorstands ist zulässig. Diese 
haben in Bezug auf die Vertretung der Gesell-
schaft nach außen dieselben Rechte wie die or-
dentlichen Mitglieder des Vorstands.

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehre-
ren Personen. Der Aufsichtsrat bestimmt die 
Zahl der Vorstandsmitglieder.

(2) Die Bestimmung der Anzahl sowie die Be-
stellung der ordentlichen Vorstandsmitglieder 
und der stellvertretenden Vorstandsmitglieder, 
der Abschluss der Anstellungsverträge sowie 
der Widerruf der Bestellung erfolgen durch den 
Aufsichtsrat, ebenso kann der Aufsichtsrat ein 
Mitglied des Vorstands zum Vorstandsvorsit-
zenden oder zum Sprecher des Vorstandes so-
wie weitere Vorstandsmitglieder zu stellvertre-
tenden Vorstandsvorsitzenden oder Sprechern 
ernennen.

(2) Besteht der Vorstand aus mehreren Perso-
nen, kann der Aufsichtsrat einen Vorsitzenden 
ernennen. Der Aufsichtsrat ist berechtigt, stell-
vertretende Vorstandsmitglieder zu bestimmen.

§ 9 der Satzung 

Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten

a) durch ein Mitglied des Vorstands, wenn 
ihm der Aufsichtsrat die Befugnis zur Al-
leinvertretung erteilt hat;

b) durch zwei Vorstandsmitglieder;

c) durch ein Vorstandsmitglied in Gemein-
schaft mit einem Prokuristen.

Der Aufsichtsrat kann einzelnen oder allen Vor-
standsmitgliedern für Rechtsgeschäfte, die der 
Vorstand mit sich als Vertreter Dritter im Na-
men der Gesellschaft abschließt, Befreiung von 
den Beschränkungen des § 181 BGB erteilen. § 
112 AktG bleibt unberührt.

Generelle Vollmachten zur rechtsgeschäftlichen 
Vertretung der Gesellschaft (Prokura oder 
Handlungsvollmachten) dürfen nur in der Weise 
erteilt werden, dass die Gesellschaft durch zwei 
Personen vertreten wird.

(1) Besteht der Vorstand aus mehreren Perso-
nen, so wird die Gesellschaft durch zwei Vor-
standsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-
glied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen ge-
setzlich vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied 
bestellt, vertritt es die Gesellschaft allein.

(2) Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, 
kann der Aufsichtsrat einem, mehreren oder al-
len Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsbe-
fugnis erteilen. 

(3) Der Aufsichtsrat kann einzelne oder alle 
Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen 
des § 181 2. Alternative BGB befreien. § 112 
AktG bleibt unberührt.
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§ 16 Absatz 2 der Satzung 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden 
durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Verhin-
derung durch dessen Stellvertreter, mit einer 
Frist von 14 Tagen schriftlich einberufen. Bei 
der Berechnung der Frist werden der Tag der 
Absendung der Einladung und der Tag der Sit-
zung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen 
kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und 
mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, per Fax 
oder E-Mail einberufen.

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrats, im Falle sei-
ner Verhinderung durch dessen Stellvertreter, 
schriftlich, per Telefax oder unter Verwendung 
anderer gebräuchlicher Kommunikationsmittel 
(z.B. per E-Mail) mit einer Frist von 14 Tagen 
einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden 
der Tag der Absendung der Einladung und der 
Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringen-
den Fällen kann der Vorsitzende des Aufsichts-
rats die Frist abkürzen und auch mündlich einbe-
rufen.

§ 16 Absatz 3 der Satzung 

(3) Mit der Einladung sind die Gegenstände der 
Tagesordnung mitzuteilen und Beschlussvor-
schläge zu übermitteln.

(3) Sitzungen werden als Präsenzsitzungen oder 
auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichts-
rats in begründeten Fällen auch als Telefon-
und/oder Videokonferenz abgehalten. Der Vor-
sitzende des Aufsichtsrats kann bestimmen, dass 
an einer Präsenzsitzung auch einzelne Mitglie-
der des Aufsichtsrats per Telefon und/oder Vi-
deoübertragung teilnehmen können. Eine sol-
che kombinierte Beschlussfassung ist zulässig, 
wenn ihr kein Mitglied des Aufsichtsrats wider-
spricht. Mit der Einladung sind die Gegenstände 
der Tagesordnung, der Tagungsort bzw. die Ta-
gungsmodalitäten und der Zeitpunkt der Sitzung 
mitzuteilen. Beschlussanträge zu Gegenständen 
der Tagesordnung sollen so rechtzeitig vor der 
Sitzung mitgeteilt werden, dass auch eine 
schriftliche oder textförmliche Stimmabgabe in 
der Sitzung nicht anwesender Mitglieder des 
Aufsichtsrats möglich ist.

§ 17 Absatz 5 der Satzung 

(5) Ein abwesendes Aufsichtsratsmitglied kann 
seine schriftliche Stimmabgabe durch ein ande-
res Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen.

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der 
Regel in Sitzungen gefasst. Abwesende Auf-
sichtsratsmitglieder können dadurch an der Be-
schlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, 
dass sie eine Stimmabgabe in Schrift- oder Text-
form (§ 126b BGB) durch ein anderes Aufsichts-
ratsmitglied überreichen lassen.
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§ 17 Absatz 6 der Satzung 

(6) Eine Beschlussfassung durch schriftliche, 
fernmündliche oder fernschriftliche Stimmab-
gabe, per E-Mail oder Stimmabgabe per Fax ist 
zulässig, wenn sie der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats aus besonderen Gründen anordnet und 
wenn ihr kein Mitglied widerspricht. Durch 
fernmündliche, schriftliche oder fernschriftliche 
Stimmabgabe per E-Mail oder Stimmabgabe per 
Fax gefasste Beschlüsse sind nachträglich zu be-
stätigen. Im Übrigen gelten die vorstehenden 
Bestimmungen entsprechend.

(6) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats 
kann auf Anordnung des Vorsitzenden auch au-
ßerhalb von Sitzungen durch mündliche, fern-
mündliche, schriftliche oder unter Verwendung 
anderer gebräuchlicher Kommunikationsmittel 
übermittelte Stimmabgabe oder durch Kombina-
tion der vorstehenden Verfahren erfolgen, wenn 
kein Mitglied des Aufsichtsrats der Verfahrens-
anordnung widerspricht.

§ 24 Absatz 1 der Satzung 

(1) Zum Vorsitz in der Hauptversammlung ist 
der Vorsitzende des Aufsichtsrats berufen. Im 
Falle seiner Verhinderung bestimmt er ein ande-
res Aufsichtsratsmitglied, das diese Aufgabe 
wahrnimmt. Ist der Vorsitzende verhindert und 
hat er niemanden zu seinem Vertreter bestimmt, 
so leitet die Hauptversammlung ein von den An-
teilseignervertretern im Aufsichtsrat gewähltes 
Aufsichtsratsmitglied.

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt
der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Ist er nicht er-
schienen oder nicht bereit, die Versammlung zu 
leiten, wird die Hauptversammlung durch ein 
anderes vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats be-
stimmtes Mitglied des Aufsichtsrats geleitet. Ist 
weder der Vorsitzende noch das von ihm be-
stimmte Mitglied des Aufsichtsrats erschienen o-
der bereit, die Versammlung zu leiten, wird der 
Versammlungsleiter im Voraus durch den Auf-
sichtsrat oder am Tag der Hauptversammlung 
von den erschienenen Aufsichtsratsmitgliedern 
gewählt. Wenn eine Wahl nach dem vorstehen-
den Satz nicht zustande kommt, wird der Ver-
sammlungsleiter von der Hauptversammlung 
gewählt.




